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I
n den ersten Äußerungen der
Kanzlerkandidaten Annale-
na Baerbock, Armin Laschet
und Olaf Scholz nimmt die
Digitalisierung wie in den bis-
her vorliegenden Wahlpro-
grammen breiten Raum ein.
Schon im Januar beschloss
das Bundeskabinett außer-

dem eine nationale Datenstrategie –
knapp ein Jahr nach der europäischen Da-
tenstrategie. Das ist zu begrüßen, die Be-
schäftigung mit dem Thema schlicht zen-
tral für Arbeitsplätze und Wohlstand un-
serer Gesellschaft in der Zukunft. Der zu-
letzt auch öffentlich ausgetragene Streit
zwischen Apple und Facebook über neue
Datenschutzregeln auf dem iPhone zeigt
die rechtliche und wirtschaftliche Dimen-
sion des Themas exemplarisch.

Das europäische Strategiepapier for-
muliert als ambitionierte Vision, bis zum
Jahr 2030 einen der europäischen Wirt-
schaftsleistung entsprechenden Anteil
an der globalen Datenökonomie errei-
chen zu wollen, also durch Speicherung,
Verarbeitung und Nutzung von Daten.
Der regulatorische Rahmen soll „fair,
praktikabel und klar“ sein. Immerhin hat
die EU zielstrebig begonnen, diesen
Rechtsrahmen zu skizzieren und in ein-
zelne Normen zu gießen. Viel davon ist
geeignet, sinnvolle AGBs einer Daten-
ökonomie zu bilden. Im aktuell diskutier-
ten Data Governance Act ist beispielswei-
se eine intelligente Vorstufe einer Daten-
teilungs-Verpflichtung vorgesehen, die
bei bestimmten Datentypen Exklusivver-
einbarungen untersagt und einen ange-
messenen Preis fordert. Europa definiert
damit schon Grundlagen für eine „sozia-
le Datenökonomie“.

Welche Rolle wird unter diesen Um-
ständen einer nationalen Datenstrategie
zukommen? Sie könnte Deutschland als
Vorreiter positionieren, der mutig Akzen-
te in einzelnen Themen setzt und die abs-
trakte europäische Vision praktisch um-
setzt, ausgestaltet und weiterdenkt. Hin-
ter dieser Erwartung bleibt das Strategie-
papier der Bundesregierung indes zu-
rück. Immerhin adressiert es alle Aspek-
te im Umgang mit Daten und beschreibt
sehr objektiv den Status quo. Die vorge-
schlagenen Lösungsansätze sind jedoch
teilweise dünn und kleinteilig. Die Liste
der Maßnahmen ist dominiert von For-
schung, insbesondere der Förderung von
Einzelprojekten. Deutschland ist jedoch
schon jetzt gut positioniert in der For-
schung über Datenthemen – eine noch
tiefere wissenschaftliche Beschäftigung
mit dem Thema wird jedenfalls keine hö-
here Teilhabe an der Datenökonomie si-
chern. Genauso wenig wird reiner Daten-
altruismus den europäischen Rückstand
in der Digitalisierung auflösen.

Deutschland benötigt die aktive Beteili-
gung der Wirtschaft an der Nutzung von
Daten. Dazu ist ein Kulturwandel in
Deutschland und Europa nötig, begin-
nend mit einer breiten Diskussion unter
Einbeziehung aller Akteure der Zivilge-
sellschaft über die Frage, mit welchen Ge-

schäftsmodellen Unternehmen Gewinne
erwirtschaften dürfen und an welchen
Kriterien sich Angemessenheit beurtei-
len lässt. Dabei ist zu unterscheiden, ob
ein Unternehmen durch Kontrolle von
Datenknotenpunkten nur das „Zollhäus-
chen“ besetzen möchte, oder mit der Ver-
arbeitung von Daten Mehrwert schafft,
der auch anderen Akteuren der Datenöko-
nomie verfügbar ist. Letztere Geschäfts-
modelle gilt es aktiv zu fördern. Die Visi-
on eines europäischen Datenraums ver-
steht sich deswegen als Gegenentwurf
zum Datenkapitalismus der Vereinigten
Staaten einerseits und dem staatlichen
Datenmonopol in China andererseits: We-
der soll das Recht des Stärkeren in einem
ungebremsten Verdrängungskampf um
den besten Zugang zu Daten begünstigt
werden, noch wollen wir in Datensozialis-
mus abdriften und staatswirtschaftliche
Modelle ausbauen. Eine Verstaatlichung
des Datenzugangs ist der falsche Weg.

Mit DigitalService4Germany oder der
Gematik tritt der Staat selbst in Konkur-
renz zu Digitalunternehmen. So erstickt
er marktwirtschaftlichen Wettbewerb
und Innovation im Keim. Genau hier
muss erfolgreiche Datenpolitik ansetzen:
Wir brauchen im Bereich staatlicher
Anwendungen eine Definition von Stan-
dards und anschließend Ausschrei-
bungen von digitalen datengetriebenen
Lösungen mit Beauftragung von mehr
als einem Unternehmen oder Konsor-
tium. Eine Vielfalt parallel geförderter
Lösungen ist geeignet, um Wettbewerb
und Innovation zu stimulieren. Innovati-
on ist auch entlang der gesamten Wert-
schöpfungskette der Erfassung und Ver-
arbeitung von Daten nötig, um die Quali-
tät und Struktur von Daten durch vali-
dierte Prozesse zu verbessern. Wenn wir
uns ausschließlich auf gegenwärtig
existierende Daten fokussieren, kann die
Datenökonomie ihr volles Potential nicht
entfalten.

Skepsis ist auch angebracht gegenüber
der Behauptung, dass ein vermeintliches
Misstrauen der Akteure gegenüber den
Datenmittlern die Bereitschaft signifi-
kant beeinflusst, Daten zu teilen. Sicher

können die von der EU vorangetriebe-
nen „AGBs“ zum Datenteilen Interes-
senskonflikte abschwächen und Vertrau-
en schaffen. Aber der Blick auf andere
Märkte offenbart, dass technische und
semantische Standards für Interoperabi-
lität und Zugriff der Bürger auf Daten de-
ren Teilungsbereitschaft wesentlich un-
mittelbarer beeinflussen. In den Verei-
nigten Staaten wurden zum Beispiel
durch die kürzlich in Kraft getretene „In-
formation Blocking Provision“ des „21st
Century Cures Act“ alle Gesundheitsein-
richtungen verpflichtet, Patienten sämt-
liche gespeicherten Daten über standar-
disierte Schnittstellen digital zugänglich
zu machen. Der damit verbundene
Druck auf digitale Modernisierung des
Gesundheitswesens ist enorm, aber
auch der Impuls für innovative Ge-
schäftsmodelle und Technologien. Pa-
tienten können oft mit einem einzigen
Klick bestimmen, wer Zugriff auf deren
Daten haben sollte. Besser lässt sich das
Recht auf informationelle Selbstbestim-
mung nicht abbilden.

Mit Blick auf unsere Werte ist es not-
wendig, eine Einwilligung zum Datentei-
len für Europa standardisiert, sehr granu-

lar und natürlich konform zur Daten-
schutzgrundverordnung zu gestalten. In
Deutschland finden sich im Gesundheits-
wesen weitere restriktive Regeln zur Da-
tennutzung in zahlreichen Landeskran-
kenhausgesetzen, unterschiedlichen
kirchlichen Datenschutzordnungen, die
ihrerseits durch die Zersplitterung der
Datenschutzaufsicht auf ungefähr 100
Bundes- und Landesdatenschutzbeauf-
tragte, Diözesandatenschutzbeauftragte
und Ethikkommissionen nochmals ver-
stärkt werden. Das hat zur Folge, dass in
jedem Bundesland und teilweise jedem
Krankenhausträger andere Voraussetzun-
gen zu beachten sind, um Gesundheitsda-
ten zu nutzen – und digitale Lösungen
sich nur schwer skalieren. Infolgedessen
schaffen wir es nicht, die prinzipiellen
Vorteile unserer föderalen Struktur zu
nutzen und Agilität durch dezentrale Ent-
scheidungen mit der Effizienz und Ver-
lässlichkeit zentraler Normen und Infra-

struktur zu verbinden. Die ethischen
Grundpfeiler unserer Gesellschaft wie
das Recht auf Privatsphäre, informatio-
nelle Selbstbestimmung, Schutz vor Dis-
kriminierung und damit ein strenger Da-
tenschutz sind wesentliche Errungen-
schaften. Wichtig ist aber die Balance
und Abwägung von Chancen und Risi-
ken: Es geht nicht um das Schützen der
Daten, sondern um das Schützen der Le-
bensumstände der Menschen. Im Gesund-
heitswesen kostet es jeden Tag Menschen-
leben, Daten nicht zu teilen.

Als zentrales Infrastrukturprojekt der
Datenstrategie soll GAIA-X durch eine
Vertrauen stiftende Softwareinfrastruk-
tur zwischen den Daten und deren Nut-
zern besagte „AGBs“ lesbar und durch-
setzbar zu machen. Das hat ein interes-
santes Potential und verdient, gefördert
und umgesetzt zu werden. Wenn GAIA-X
wie geplant auch dezentrale Datencluster
einbezieht, kann daraus eine Art föderier-
te, also verteilte Cloud werden, die Euro-
pa technisch souveräner machen würde –
zumindest mit Blick auf die Daten.

Doch das ambitionierte politische Ziel
macht auch skeptisch. Zudem ist die Ab-
hängigkeit von den großen Cloud-Anbie-
tern nicht das eigentliche Problem. Die
These, Daten dürften zum Beispiel Ama-
zon nicht anvertraut werden zur Speiche-
rung, weil sie dort nicht sicher oder pri-
vat, nicht kontrollierbar und eventuell wo-
möglich sogar unzugänglich seien, ist
falsch. Die Gefahr liegt vielmehr im Sam-
meln von Daten durch Plattformunterneh-
men selbst – und ihrer Nutzung dadurch,
dass sie diese mit anderen Geschäftsberei-
chen verknüpfen.

Besonders im Gesundheitswesen mit
seinen höchst sensiblen Daten entstehen
so Abhängigkeiten, die mit unseren Wer-
ten nicht vereinbar sind. Um Souveränität
und selbstbestimmtes Handeln in der Ge-
sundheitsversorgung zu sichern, benöti-
gen wir deswegen eine klare Trennung
beider Bereiche: Unternehmen, die durch
Gesundheitsanwendungen generierte Pa-
tientendaten speichern und verarbeiten,
dürfen personenbezogene Informationen
aus anderen digitalen Diensten (etwa
Suchmaschinenabfragen, Positionsdaten
und Sprachdaten) nicht zu umfassenden
Nutzerprofilen verknüpfen und kommer-
ziell verwerten.

Die Datenstrategie der Bundesregie-
rung ist insgesamt ein Schritt in die richti-
ge Richtung. Deutschland muss aber eine
bessere Balance zwischen den Chancen
und Risiken aus Digitalisierung und Da-
tennutzung finden. Dazu muss unser
Land keineswegs europäische Werte auf-
geben, sondern nur die Implementierung
von regulatorischen Maßnahmen maß-
voll mit der Förderung einer Datenökono-
mie synchronisieren. Nur ein stärkerer Fo-
kus auf die wirtschaftlichen Rahmenbe-
dingungen kann hier zukünftige techni-
sche, wirtschaftliche und soziale Innovati-
on in Deutschland und Europa sichern.
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der Brainlab AG in München.
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In der Digitalisierung
müssen wir Chancen und
Risiken besser abwägen:

Im Gesundheitswesen etwa kostet es
jeden Tag Menschenleben,

Daten nicht zu teilen.
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